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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : nein

BGB §§ 607, 138 Be; GewO § 56 Abs. 1 Nr. 6

a) Wendet sich ein Kreditnehmer von sich aus an eine 
Teilzahlungskreditbank und unterschreibt er in de­
ren Geschäftsräumen den Kreditantrag, so liegt, 
wenn die Bank danach einen Hausbesuch durchführt, 
um die Kreditwürdigkeit zu überprüfen, kein Ver­
stoß gegen § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO vor.

b) Liegt der von der Teilzahlungskreditbank geforder­
te effektive Jahreszins - ohne Berücksichtigung 
der RestSchuldversicherungsprämie - noch innerhalb 
der Streubreite der im Monatsbericht der Deutschen 
Bundesbank angegebenen Ratenkreditzinssätze und über­
steigt er den Schwerpunktzins nur um knapp 50 %f so 
besteht deswegen noch kein grobes Mißverhältnis 
zwischen Leistung und Gegenleistung, das zur Sit­
tenwidrigkeit gemäß § 138 Abs. 1 BGB führen müßte.

BGH, ürt. v. 8. Juli 1982 - III ZR 35/81 - Kammergericht
LG Berlin
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 14. Juni 1982 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und die Richter 
Dr. G. Krohn, Dr. Tidow, Boujong und Dr. Halstenberg

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird - unter 
Zurückweisung des Rechtsmittels im übrigen - 
das Urteil des 2. Zivilsenats des Kammerge­
richts in Berlin vom 27. Oktober 1980 teil«* 
weise aufgehoben und wie folgt neu gefaßt:

Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil 
der Zivilkammer 8 des Landgerichts Berlin vom 
26. Februar 1980 abgeändert.

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 
10.496,59 DM nebst 1,8 % Zinsen pro Monat von 
7.065,24 DM seit dem 16. November 1977 zu zah­
len.

Im übrigen wird die Berufung zurückgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden der Kläge­
rin zu 1/6 und der Beklagten zu 5/6 auferlegt.

Von Rechts wegen
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Tatbestand

Die klagende Kreditbank gewährte der Beklag­
ten am 28. Januar 1975 einen Teilzahlungskredit, 
der ab 15. März 1975 in 46 Monatsraten getilgt 
werden sollte. Das von der Beklagten Unterzeich­
nete Kreditvertragsformular der Klägerin enthielt 
folgende Berechnung:

Antragssumme 25.000 DM
Kreditgebühr von der
Antragssumme 0,75 % pro Monat 9.000 DM
Vita-RestSchuldversicherung 2.475 DM
Bearbeitungsgebühr 750 DM
Auslagen der Bank 50 DM
Kreditbetrag 37.275 DM

Die Beklagte verwendete den ausgezahlten Dar­
lehensbetrag überwiegend zur Ablösung eines im Jah­
re 1974 bei einer anderen Bank aufgenommenen Kre­
dits.

Nachdem die Beklagte bis August 1977 an die 
Klägerin Raten in Höhe von insgesamt über 25.000 DM 
geleistet hatte, verweigerte sie mit Schreiben ihres 
Rechtsanwalts vom 9. August 1977 weitere Zahlungen 
mit der Begründung, der Dariehensvertrag sei wegen 
Sittenwidrigkeit nichtig.

Gemäß ihren Kreditbedingungen erteilte die Klä­
gerin der Beklagten im November 1977 eine Gebühren­
rückvergütung von 688,90 DM und forderte sofortige 
Zahlung des Restkreditbetrages von 10.777,84 DM,
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ferner 1,8% monatliche Verzugszinsen von diesem Be­
trag ab 16. November 1977.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Auf die 
Berufung der Klägerin hat das Kammergericht die Beklag­
te antragsgemäß verurteilt. Mit der zugelassenen Revi­
sion erstrebt die Beklagte die Wiederherstellung des 
Urteils des Landgerichts, während die Klägerin die Zu­
rückweisung der Revision begehrt.

Entscheidungsgründe

I.

Das Berufungsgericht hat ausgeführt: Aufgrund ei­
ner Gesamtwürdigung aller Geschäftsumstände sei der 
Darlehensvertrag nicht als sittenwidrig nach § 138 
Abs. 1 BGB zu beurteilen. Aus den vereinbarten monat­
lichen Kreditgebühren, der einmaligen Bearbeitungsge­
bühr und den Auslagen ergebe sich ein effektiver Jah­
reszins von 19,25 %. Dieser Satz liege noch innerhalb 
der Streubreite der im Monatsbericht der Deutschen Bun­
desbank für Februar 1975 angegebenen Zinssätze für Ra­
tenkredite und übersteige den Durchschnittszins 
(0,52 % pro Monat) nur um knapp 50 %. Selbst wenn man 
die Restschuldversicherungsprämie noch als weitere Be­
lastung der Beklagten bei der Berechnung des effekti­
ven Jahreszinses berücksichtige, begründe ein Zinssatz 
von insgesamt 24,3 % noch kein auffälliges Mißverhält­
nis der beiderseitigen Leistungen. Auch die vereinbar-
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ten zusätzlichen Ansprüche für den Verzugs- und Kündi­
gungsfall und die sonstigen Umstände der Vertragsge­
staltung seien insgesamt nicht so ungünstig für die 
Beklagte, daß sie zur Sittenwidrigkeit des gesamten 
Darlehensvertrages führten.

II.

Die Ausführungen des Berufungsgerichts zur Wirk­
samkeit des Darlehensvertrages sind zwar nicht in al­
len Einzelpunkten frei von Rechtsirrtum; ihr Ergebnis 
ist jedoch zu billigen.

1. Zu Unrecht rügt die Revision, das Berufungsge­
richt habe von Amts wegen berücksichtigen müssen, daß 
der Darlehensvertrag unter Verstoß gegen § 56 Abs. 1 
Nr. 6 GewO zustande gekommen und daher gemäß § 134 BGB 
nichtig sei.

Der nach § 561 ZPO allein zu berücksichtigende 
Parteivortrag in den Tatsacheninstanzen bot zu einer 
Prüfung des § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO keinen Anlaß. Die­
se Norm will den Verbraucher davor bewahren, daß sei­
ne wirtschaftliche Entscheidungsfreiheit in bestimm­
ten Situationen ("Haustürgeschäften") durch Überei­
lung, irreführende mündliche Angaben, durch zudring­
liches Verhalten des Reisegewerbetreibenden beein­
trächtigt wird, und verbietet daher Kreditgebern und 
Vermittlern jede werbende, beratende und das Darlehen 
vorbereitende Tätigkeit außerhalb der eigenen Geschäfts­
räume (BGHZ 71, 358, 361, 363). Der vorliegende Dar-
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lehensvertrag ist unstreitig ohne Vermittler unmittel­
bar zwischen den Parteien geschlossen worden. Weitere 
Einzelheiten über das Zustandekommen des Vertrages ha­
ben beide Parteien nicht vorgetragen. Das Berufungs­
gericht konnte gerade deswegen davon ausgehen, daß die 
Beklagte sich von sich aus an die Klägerin gewandt und 
in deren Geschäftsräumen den Kreditantrag unterschrie­
ben hatte. Wenn die Klägerin danach durch eine Mitar­
beiterin einen Hausbesuch bei der Beklagten durchführen 
ließ, um die Kreditwürdigkeit überprüfen zu lassen - 
mehr ergab sich aus dem Vortrag der Klägerin im Schrift­
satz vom 29. September 1980 nicht -, so lag darin kein 
Verstoß gegen § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO.

2. Zutreffend ist auch der rechtliche Ausgangspunkt 
des Berufungsgerichts bei der Prüfung des § 138 Abs.1 
BGB. Nach der ständigen Rechtsprechung des erkennen­
den Senats (zusammenfassend BGHZ 80, 153) kann die Fra­
ge, ob ein Ratenkreditvertrag als wucherähnliches Ge­
schäft nach § 138 Abs. 1 BGB nichtig ist, nur aufgrund 
einer Gesamtwürdigung aller objektiven und subjekti­
ven Geschäftsumstände entschieden werden. Besonderes 
Gewicht hat dabei die Prüfung, ob zwischen Leistung 
und Gegenleistung ein auffälliges Mißverhältnis be­
steht. Der Rechtsprechung des Senats entspricht es 
auch, wenn das Berufungsgericht im Rahmen dieser Äquiva­
lenzprüfung die effektiven Jahreszinssätze gegenüber­
gestellt hat, die sich aus den Kreditbedingungen der 
Klägerin und aus dem im Monatsbericht der Deutschen Bun­
desbank ausgewiesenen Marktzinssatz ergeben.

Das Berufungsgericht hat aus den Kreditgebühren, 
der Bearbeitungsgebühr und den Auslagen der Klägerin
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einen effektiven Jahreszins von 19,25 % berechnet und 
festgestellt, daß dieser Zinssatz den im Monatsbe­
richt für Februar 1975 angegebenen Durchschnittszins 
nur um knapp 50 % übersteigt und noch im oberen Be­
reich des Marktüblichen liegt. Die Revision greift 
diese Feststellungen nicht an, sondern geht ausdrück­
lich von ihnen aus.

Der von der Klägerin geforderte effektive Jahres­
zins rechtfertigt noch nicht die Wertung, es liege ein 
so grobes Mißverhältnis zwischen Leistung und Gegenlei­
stung vor, daß deswegen schon der Darlehensvertrag 
als sittenwidrig angesehen werden müßte. Bei der Wür­
digung des Verhältnisses zu dem von der Deutschen Bun­
desbank angegebenen Schwerpunktzins kann nicht unbe­
rücksichtigt bleiben, daß die zugrunde liegende Sta­
tistik wesentlich durch die Meldungen der Universal­
banken und Sparkassen bestimmt wird, die sich in ihrer 
Kosten- und RisikoStruktur von den Teilzahlungskredit­
banken, zu denen die Klägerin gehört, unterscheiden. 
Diese Unterschiede begründen zwar - wie der Senat be­
reits mehrfach ausgeführt hat (vgl. BGHZ 80, 153, 162) - 
keinen Sondermarkt; sie können aber bei der Würdigung 
der Zinshöhe durchaus berücksichtigt werden und verbie­
ten es, Jedes Überschreiten des SchwerpunktZinses schon 
als entscheidendes Kriterium für ein grobes Mißverhält­
nis zwischen Leistling und Gegenleistung zu bewerten.

3. Das Verhältnis zwischen dem von der Klägerin ge­
forderten effektiven Jahreszins und dem Marktzins 
wird durch den Abschluß der RestSchuldversicherung 
nicht zu Lasten der Klägerin verändert.

Der Senat hat in der bereits zitierten Entschei­
dung BGHZ 80, 153, 169 ausgeführt, bei einem Marktver-



8

gleich könnten nur entsprechende Ratenkredite gegen­
übergestellt werden, deswegen ließen sich vermittelte 
Kredite mit RestSchuldversicherung nicht ohne weite­
res mit unvermittelten Krediten ohne RestschuldverSi­
cherung, wie sie der BundesbankStatistik zugrunde lie­
gen, vergleichen, es müßten vielmehr entweder die ver­
kehrsüblichen Entgelte für Vermittlung und Restschuld­
versicherung bei dem zu überprüfenden Kredit abgesetzt 
oder beim Marktzins zugeschlagen werden (BGHZ aaO 
S. 170). Diese Auffassung ist im Schrifttum auf Kri­
tik gestoßen (vgl. v. Olshausen, NJW 1982, 909). Ob 
diese Kritik hinsichtlich der Vermittlungskosten be­
rechtigt ist, weil die Einschaltung eines Kreditvermitt­
lers im weitaus überwiegenden Interesse der darlehens­
gewährenden Bank liegt, braucht hier nicht entschieden 
zu werden. Für die Restschuldversicherung, um die es 
hier allein geht, ist an der Rechtsprechung des Se­
nats jedenfalls festzuhalten, da diese Versicherung 
regelmäßig beiden Parteien Vorteile bringt. Berück­
sichtigt man demgemäß aber die Kosten für die Rest­
schul dver Sicherung - ganz oder zu einem Bruchteil - 
nicht nur bei der Berechnung des von der Klägerin ge­
forderten effektiven Jahreszinses, sondern auch beim 
Marktzins, so wird das rechnerische Verhältnis beider 
dadurch nur zugunsten der Klägerin verändert.

Von den in der Entscheidung BGHZ 80, 153 für den 
Regelfall aufgestellten Grundsätzen hier im Einzel­
fall abzuweichen, bietet der Sachverhalt keinen Anlaß.
Es ist nicht vorgetragen worden, daß die verlangte 
Restschuldversicherungsprämie bei Berücksichtigung des 
Alters der Beklagten und der Laufzeit des Kredits der
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Höhe nach nicht verkehrsüblich oder nicht angemessen 
gewesen sei. Die Behauptung der Beklagten, sie sei 
gegen ihren Wunsch und ohne wirtschaftliche Notwen­
digkeit zum Abschluß der Restschuldversicherung ge­
drängt worden, rechtfertigte keine andere rechneri­
sche Behandlung der RestSchuldversicherungsprämie 
bei der Gegenüberstellung des effektiven Jahreszinses, 
sondern hätte allenfalls im Rahmen der Gesamtwürdigung 
als ein zusätzlicher Umstand gesondert berücksichtigt 
werden können. Insoweit hatte jedoch die Beklagte für 
ihr Vorbringen keinen Beweis angetreten, obwohl die 
Klägerin es bestritt.

4. Im Ergebnis zutreffend, wenn auch im einzelnen 
nicht frei von Rechtsirrtum, hat das Berufungsgericht 
in die Gesamtwürdigung auch die sich aus ihren Kredit­
bedingungen ergebenden weiteren Rechte der Klägerin, 
insbesondere im Fall des Zahlungsverzuges, einbezogen.

Entscheidend ist dabei, welche Rechte sich aus 
dem Wortlaut der Kreditbedingungen herleiten lassen, 
nicht dagegen, welche Rechte die Klägerin im Einzel­
fall oder in der Regel tatsächlich geltend macht und 
inwieweit ihre Ansprüche einer gerichtlichen Überprü­
fung standhalten; denn schon darin, daß die von der 
Klägerin festgelegten Kreditbedingungen ihr überhaupt 
eine Handhabe zu Forderungen bieten, liegt eine Be­
lastung des Kreditnehmers, die im Rahmen der Gesamt­
würdigung gemäß § 138 Abs. 1 BGB nicht außer Betracht 
bleiben kann.

Im einzelnen enthalten die Kreditbedingungen der 
Klägerin, mit denen sich der Senat bereits mehrfach
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beschäftigt hat (vgl. Urteile vom 12. März 1981 - 
III ZR 88/79 = WM 1981, 516; vom 7. Mai 1981 - m  ZR 
2/79 - und vom 8. Juli 1982 - III ZR 21/81 - und 
III ZR 60/81 -), in der Fassung vom 1. Oktober 1974 
folgende Regelungen:

a) Nach Ziff. 4 der Kreditbedingungen steht der 
Klägerin bei vorzeitiger Ablösung des Kredits eine 
Ablösungsgebühr von 2 % des offenen Nettorestkredit­
betrages zu (vgl. hierzu Senatsurteil vom 7. Mai 
1981 - III ZR 2/79).

b) Nach Ziff. 5 der Kreditbedingungen wird be­
reits dann, wenn der Kreditnehmer mit einer Rate län­
ger als 20 Tage im Verzug ist, der gesamte Restsaldo 
fällig (vgl. hierzu Senatsurteil vom 7. Mai 1981 - 
III ZR 2/79).

Danach ist die Klägerin berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, eine Rückrechnung der nicht verbrauchten 
Gebühren vorzunehmen und von da an Verzugszinsen in 
Höhe von 1,8 % pro Monat zu berechnen, nach dem ein­
deutigen Wortlaut der Kreditbedingungen allerdings 
nicht - wie hier mit der Klage verlangt und vom Be­
rufungsgericht zugesprochen - von der gesamten Rest­
schuld, sondern nur vom jeweils noch offenen "Netto­
re stkreditbetrag” , der sich nach Ziff. 4 der Kreditbe­
dingungen auf den noch nicht zurückgezahlten Teil des 
Auszahlungsbetrages beschränkt.

c) Nach Ziff. 6 der Kreditbedingungen hat die Klä­
gerin bei gerichtlicher Beitreibung ohne Rücksicht auf
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die tatsächlich entstandenen Kosten einen Anspruch 
auf Zahlung von bis zu 4 % der anhängig gemachten 
Hauptforderung. Darüber hinaus - also zusätzlich 
und nicht etwa alternativ - kann sie auch Ersatz von 
Gebühren eines Inkassoinstituts sowie der Rechtsver­
folgungskosten gegen andere Kreditnehmer verlangen 
(vgl. Senatsurteile vom 7. Mai 1981 und vom 8. Juli 
1982 - III ZR 60/81).

d) Solchen Verzugsregelungen kann im Rahmen der 
Gesamtwürdigung erhöhtes Gewicht zukommen, wenn der 
Verzugsfall nach dem Zahlungsverhalten des Kreditneh­
mers bei früheren Krediten oder nach den schon bei Ver­
tragsabschluß erkennbaren Umständen nahelag und es da­
mit schon in hohem Maße wahrscheinlich war, daß der 
Kreditnehmer die ihm für den Verzugsfall vertraglich 
aufgebürdeten Leistungen werde erbringen müssen (Se­
nat surteil vom 12. März 1981 - III ZR 88/79 = WM 1981, 
516). Derartige Feststellungen hat das Berufungsgericht 
hier aber nicht getroffen.

Auch ohne die Feststellung besonderer Umstände, 
die den Verzugsfall nahelegten, behalten die Verzugs­
regelungen Bedeutung im Rahmen der Gesamtwürdigung.
Sie sind hier Jedoch nicht so einseitig und für die Be­
klagte ungünstig ausgestaltet, daß sie - bei einem ef­
fektiven Jahreszins, der den Marktzins nur um knapp 
50 % überschritt - ihre Belastung ins Unangemessene 
und Unerträgliche steigerten.

5. Auch im übrigen läßt die Würdigung des Vertrags­
inhalts durch das Berufungsgericht Rechtsfehler nicht 
erkennen.
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Der Verstoß der Klägerin gegen die Verpflichtung, 
gemäß § 1 Abs. 4 VO über Preisangaben vom 10. Mai 1973 
(BGBl I 461) im Kreditantrag den effektiven Jahreszins 
anzugeben, führt allein nicht gemäß § 134 BGB zur Nich­
tigkeit des Vertrages, sondern kann nur im Rahmen der 
Gesamtwürdigung nach § 138 Abs. 1 BGB Bedeutung erlan­
gen, weil er es dem Darlehensnehmer erschwert, seine 
Belastung zuverlässig zu beurteilen und zu vergleichen 
(Senatsurteil vom 10. Juli 1980 - III ZR 177/78 = NJW 
1980, 2301 m.w.Nachw.). Im gleichen Zusammenhang hat 
das Berufungsgericht auch mit Recht beanstandet, daß 
wesentliche belastende Vertragsbestimmungen nur auf 
der Rückseite des Kreditantrages - ohne hinreichend 
deutlichen Hinweis auf der Vorderseite - abgedruckt 
und in ihren Formulierungen für einen geschäftsuner­
fahrenen Kreditnehmer nur schwer zu verstehen sind.

Das Gewicht, das der mangelnden Aufklärung des 
Kreditnehmers über seine Belastungen innerhalb der 
Gesamtwürdigung beizumessen ist, hängt jedoch vom ob­
jektiven Inhalt und Umfang dieser Belastungen ab. Je 
mehr der verlangte effektive Jahreszins den marktüb­
lichen Zins überschreitet und je zahlreicher die un­
angemessenen Belastungen in den Kreditbedingungen 
sind, desto schwerer wiegt es, wenn der Kreditnehmer 
hierüber im unklaren gelassen wird. Umgekehrt ist es 
hier nicht rechtsfehlerhaft, daß das Berufungsgericht 
auch bei Berücksichtigung des Verstoßes gegen § 1 
Abs. 4 PreisangabeVO und der sonstigen Unklarheiten 
zu dem Ergebnis gekommen ist, der Vertrag verstoße in 
seiner Gesamtheit nicht gegen die guten Sitten und sei 
daher wirksam.

✓
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III.

Teilweise Erfolg haben muß die Revision hinsicht­
lich der Höhe der Klageforderung und der Verzinsung,

1. Bereits das Berufungsgericht hat in seinem Ur­
teil, ohne daraus noch Konsequenzen ziehen zu können, 
ausgeführt, daß die von der Klägerin geforderte Kre­
ditgebühr von 9.000 IM auf einem Rechenfehler beruht. 
Bei dem vereinbarten Monatssatz von 0,75 % entspricht 
dieser Betrag einer Darlehenslaufzeit von 48 Monaten. 
Da der Kreditvertrag am 28. Januar 1975 geschlossen 
wurde und die 46 Raten vom 15. März 1975 bis zum 
15. Dezember 1977 gezahlt werden sollten, kommen als 
Laufzeit nur 46,5 Monate in Betracht; davon geht auch 
die Klägerin selbst in ihrer Vergleichsrechnung in 
der Revisionserwiderung aus. Danach ergibt sich eine 
Kreditgebühr von insgesamt nur 8.718,75 DM. Die Kläge­
rin verstößt gegen Treu und Glauben, wenn sie ohne 
Rücksicht auf die erkennbar falsche Berechnung den in 
den Kreditantrag aufgenommenen vollen Betrag von 
9.000 DM fordert. Der Klageanspruch ist daher um 
281,25 DM auf 10.496,59 DM zu kürzen.
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2. Die vereinbarten Verzugszinsen stehen der Klä­
gerin nach dem klaren Wortlaut ihrer Kreditbedingun­
gen nicht von der gesamten Restschuld zu, sondern nur 
von dem Nettorestkreditbetrag gemäß Ziff. 4 der Kre­
ditbedingungen. Diesen Betrag hat die Klägerin selbst 
zutreffend mit 7.065,24 DM berechnet.

Die KostenentScheidung beruht auf § 92 ZPO.

Nüßgens Krohn Tidow

Boujong Halstenberg
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